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Neues aus der Rechtsprechung  

Kein Anscheinsbeweis beim Einwurf-Einschreiben – wie 

Arbeitgeber sicher zustellen 

Das BAG hat mit Urteil vom 7. Mai 2026 (Az. 2 AZR 184/25) entschieden, 

dass das aktuell von der Deutschen Post AG praktizierte „Scan-Verfahren” 

bei Einwurf-Einschreiben keinen Anscheinsbeweis für den Zugang eines 

Schreibens begründet. Der Auslieferungsbeleg wird im elektronischen Sys-

tem generiert, bevor der Zusteller den Brief tatsächlich in den Briefkasten 

einwirft – und ist damit zum Zeitpunkt seiner Erstellung objektiv unwahr. 

Die Entscheidung hat unmittelbare Bedeutung für alle fristgebundenen Er-

klärungen im Arbeitsverhältnis: Kündigungen, Abmahnungen und bEM-

Einladungen lassen sich per Einwurf-Einschreiben nicht sicher nachweisen. 

Der Sachverhalt 

Die Arbeitgeberin kündigte einem seit 2015 beschäftigten Arbeitneh-

mer krankheitsbedingt. Zuvor hatte sie ihn mit Schreiben vom 

11.10.2023 erneut zur Teilnahme an einem betrieblichen Eingliede-

rungsmanagement (bEM) eingeladen. Dieses Schreiben versandte sie 

als Einwurf-Einschreiben. Der Arbeitnehmer bestritt den Zugang. 

Zum Nachweis legte die Arbeitgeberin den Einlieferungsbeleg sowie 

eine Reproduktion des Auslieferungsbelegs der Deutschen Post AG 

vor. Der Auslieferungsbeleg enthielt eine vorformulierte Empfangs-

bestätigung, wonach die Sendung dem Empfangsberechtigten über-

geben bzw. in dessen Empfangsvorrichtung eingelegt worden sei. 

Die Arbeitgeberin vertrat die Auffassung, damit bestehe ein An-

scheinsbeweis für den Zugang.  

Die Entscheidung des Gerichts 

Das BAG wies die Revision der Arbeitgeberin zurück und bestätigte 

das Urteil des LAG Hamburg vom 14.07.2025 (Az. 4 SLa 26/24). Für 

das von der Deutschen Post AG praktizierte Scan-Verfahren bestehe 

kein Anscheinsbeweis für den Zugang. 
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Entscheidend sei der Ablauf des Scan-Verfahrens: Der Zusteller stehe 

vor dem Hausbriefkasten, scanne die Einlieferungsnummer, unter-

schreibe auf dem Display des Scanners und beende den elektroni-

schen Vorgang. Erst danach werfe er den Brief in den Briefkasten ein. 

Der Auslieferungsbeleg werde damit zu einem Zeitpunkt generiert, 

zu dem der Zugang noch gar nicht stattgefunden habe. Er bestätige 

allenfalls, dass ein Einwurf unmittelbar bevorstehe – nicht, dass er 

bereits erfolgt sei. 

Das BAG betonte, dies sei keine bloße Formelei. Nach der Unter-

schrift auf dem Scanner werde vom Zusteller keine besondere Auf-

merksamkeit mehr gefordert. Es sei nicht ungewöhnlich, dass ein Zu-

steller nach Abschluss des Scan-Vorgangs noch aufgehalten oder ab-

gelenkt werde und es nicht zur bestätigten Zustellung komme. Ein 

typischer Geschehensablauf, der mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 

den tatsächlichen Zugang schließen lasse, liege daher nicht vor. 

Das Gericht grenzte das Scan-Verfahren ausdrücklich vom früheren 

„Peel-off-Label-Verfahren” ab, bei dem der BGH einen Anscheinsbe-

weis anerkannt hatte (Urteil vom 27.09.2016, Az. II ZR 299/15). Bei je-

nem Verfahren erfolgte die Bestätigung durch den Zusteller erst nach 

dem Einwurf. Ob das BAG dieser BGH-Rechtsprechung für das Peel-

off-Label-Verfahren folgen würde, ließ es offen. Auch die Verneh-

mung des Zustellers als Zeuge blieb unergiebig, da dieser sich weder 

an den konkreten Vorgang erinnern noch seine Unterschrift auf dem 

Beleg wiedererkennen konnte. 

Praxishinweis 

Die Entscheidung reiht sich nahtlos in die Rechtsprechung des 2. Se-

nats ein. Bereits mit Urteil vom 30.01.2025 (Az. 2 AZR 68/24) hatte 

das BAG entschieden, dass Einlieferungsbeleg und Sendungsverfol-

gung allein keinen Zugangsnachweis erbringen. Nunmehr steht fest: 

Auch der ergänzende Auslieferungsbeleg mit Scan-Reproduktion 

ändert daran nichts. 

Für die Praxis bedeutet dies: Das Einwurf-Einschreiben ist für frist-

gebundene oder beweiserhebliche Erklärungen im Arbeitsverhältnis 

ungeeignet. Wer sich darauf verlässt, trägt im Streitfall das volle Be-

weisrisiko. 
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Folgende Rangfolge der Zustellmethoden empfehlen wir: 

1. Persönliche Übergabe an den Arbeitnehmer gegen Empfangs-

bestätigung (Unterschrift auf einer Kopie). Ist der Arbeitneh-

mer zur Bestätigung nicht bereit, sollten Zeugen anwesend 

sein, die den Inhalt des Schreibens kennen. 

2. Zustellung durch einen Boten, der das Schreiben im Original 

offen erhalten hat, es selbst kuvertiert und den Einwurf in den 

Briefkasten mit Datum, Uhrzeit und Adresse protokolliert. Der 

Bote muss den Inhalt des Schreibens kennen und als Zeuge zur 

Verfügung stehen. In der Praxis eignen sich hier eigene Mitar-

beiter erfahrungsgemäß besser als Botendienste, da eigene Mit-

arbeiter zuverlässigere Zeugen sind. Sie können sich an den 

Zustellvorgang in der Regel erinnern, während dies professio-

nellen Boten, die viele Zustellungen pro Tag vornehmen, 

schwerer fallen dürfte.  

3. Übergabe-Einschreiben (Rückschein) – allenfalls als ergän-

zende Absicherung. Ein fristgerechter Zugang kann damit 

nicht garantiert werden, da der Empfänger das Schreiben erst 

bei Abholung erhält. 

4. Einwurf-Einschreiben – allenfalls als zusätzliche Maßnahme 

neben einer sicheren Zustellung. Als alleiniger 

Zugangsnachweis ist das Verfahren jedoch ungeeignet. 

Entscheidend bleibt: Die persönliche Übergabe und/oder die Zustel-

lung per Boten mit ordnungsgemäßer Dokumentation sind und blei-

ben die einzig sicheren und empfehlenswerten Wege, den Zugang 

fristgebundener Erklärungen im Arbeitsverhältnis nachzuweisen. 
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